
Protokoll 
 
über die Sitzung des Schulausschusses in der Wahlperiode 2016/2021 am 
Dienstag, dem 22.06.2021, um 18:00 Uhr, im Rathaussaal des Rathauses in 
Edewecht. 
 
 
Teilnehmende: 
 
Vorsitzender 
Axel Hohnholz    
 
Mitglieder des Ausschusses 
Arno Frahmann    
Elke Garlichs-Kappmeier    
Jürgen Kuhlmann digital 
Roland Jacobs digital 
Freia Taeger    
Jost Urbanke digital 
Detlef Reil    
Ralf Andre Krallmann    
 
Mitglieder mit Grundmandat 
Thomas Apitzsch    
 
Weitere stimmberechtigte Mitglieder SchulA 
Thomas von Thülen Elternvertreter 
Katrin Konen-Witzel Lehrerschaftsvertreterin 
 
Es fehlt / Es fehlen: 
Nils Kamphuis Schülerschaftsvertreter 
 
Von der Verwaltung 
Rolf Torkel Vertreter der Bürgermeisterin Lausch (1. GR) 
Angelika Lange Protokollführerin 
Dirk Sander Fachbereichsleiter II - Bildung, Ordnung und So-

ziales (FBL) 
Jens Schöbel Sachgebietsleiter Bildung, Sport und Kultur (SGL) 
 
 
TAGESORDNUNG 
 
A. Öffentlicher Teil 
1. Eröffnung der Sitzung 
2. Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung 
3. Genehmigung des Protokolls über die Sitzung des Schulausschusses am 

23.02.2021 
4. Mitteilungen der Bürgermeisterin 
5. Einwohnerschaftsfragestunde 
6. Aktuelle Baumaßnahmen an Schulen 

Vorlage: 2021/FB II/3544 
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7. DigitalPaktSchule; hier: Anträge der Edewechter Schulen 
Vorlage: 2021/FB II/3543 

8. Anfragen und Hinweise 
8.1. Budget "Darstellende Medien an Schulen" 
8.2. Förderprogramm für den Einbau fester Luftfilter 
8.3. Querungshilfe Bushaltestelle Wildenloh 
8.4. Bekanntgabe der neuen Beschlussempfehlung zu TOP 7 
8.5. Verkehrsgutachten 
9. Einwohnerschaftsfragestunde 
9.1. Budget "Darstellende Medien an Schulen" 
9.2. Temperaturen in Klassenräumen 
9.3. Beschaffungen "Zentraler Warenkorb" 
10. Schließung der Sitzung 

 



- 3 - 

TOP 1: 
Eröffnung der Sitzung 
 
Ausschussvorsitzender (AV) Hohnholz eröffnet um 18.00 Uhr die heutige Sitzung des 
Schulausschusses und begrüßt alle Anwesenden. 
 
TOP 2: 
Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung 
 
AV Hohnholz stellt fest, dass zur heutigen Sitzung ordnungsgemäß eingeladen wur-
de, der Schulausschuss beschlussfähig ist und nach der vorliegenden Tagesordnung 
verfahren werden soll. Hiergegen erheben sich keine Einwendungen. 
 
TOP 3: 
Genehmigung des Protokolls über die Sitzung des Schulausschusses am 
23.02.2021 
 
Das Protokoll wird einstimmig genehmigt. 
 
TOP 4: 
Mitteilungen der Bürgermeisterin 
 
Die Mitteilungen der Bürgermeisterin werden von 1. GR Torkel vorgetragen und sind 
diesem Protokoll als Anlage 1 beigefügt. 
 
TOP 5: 
Einwohnerschaftsfragestunde 
 
Es werden keine Fragen gestellt. 
 
TOP 6: 
Aktuelle Baumaßnahmen an Schulen 
Vorlage: 2021/FB II/3544 
 
Nach FBL Sanders Vortrag (Anlage 2 zu diesem Protokoll) und seinem Hinweis, 
bzgl. der notwendigen Baumaßnahmen bei der Astrid Lindgren-Schule werde vo-
raussichtlich für den 12. oder 19.07.2021 eine Arbeitskreissitzung anberaumt, stellt 
RH Krallmann namens seiner FDP-Fraktion den Antrag, die Verwaltung möge bis zu 
den Sommerferien ein Konzept für die Nutzung von Schulcontainern bei Hitze und 
Kälte vorlegen. Ohne ein solches Konzept befürchtet er für die Kinder teilweise un-
haltbare Bedingungen bei Unterricht in diesen Containern. RF Garlichs-Kappmeier 
unterstützt diesen Antrag und bittet, dabei auch zu bedenken, dass die Beschulung 
körperlich beeinträchtigter Kinder auch in Containern mehr Platz als üblich erfordere. 
 
1. GR Torkel weist zunächst darauf hin, es handele sich bei den eingesetzten Con-
tainern ausdrücklich nicht um Baustellen-, sondern um speziell für den Schulunter-
richt konzipierte Container. Diese verfügten über Heizkörper, die unter den Fenstern 
angebracht seien und nicht zu Verbrennungen führen könnten. Im Falle der bei der 
Grundschule Friedrichsfehn nach den Sommerferien einzusetzenden Container sei in 
diesem Jahr in Anbetracht des späten Schuljahresbeginns am 02.09.2021 mit gro-
ßen Hitzeeinwirkungen, die eine Beschattungs- oder Kühlungslösung erforderten, 
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nicht mehr zu rechnen. Klimaanlagen seien im Übrigen sehr teuer in der Unterhal-
tung und nicht klimafreundlich, zumal deren Nutzen und auch der Nutzen ggf. einge-
setzter mobiler Klimaanlagen in der derzeitigen pandemischen Situation aufgrund 
des vorgeschriebenen häufigen Lüftens fraglich sei. Würden Schulcontainer länger-
fristig genutzt, müsse selbstverständlich über entsprechende Lösungen nachgedacht 
werden. 
 
RF Taeger sieht sich spontan nicht in der Lage, über den Antrag RH Krallmanns zu 
entscheiden und bittet ihn, den Antrag schriftlich einzureichen, damit dieser sodann 
zeitnah in einem entsprechenden Gremium mit der nötigen Vorbereitung beraten und 
eine Entscheidung getroffen werden könne. 
 
Hiergegen regt sich kein Widerspruch. 
 
RH Frahmann begehrt an dieser Stelle zu wissen, aus welchen Gründen die Baukos-
ten für den Ganztagsbereich der Grundschule Friedrichsfehn so eklatant gestiegen 
sind. 
 
1. GR Torkel führt aus, insbesondere sei im Zuge der Vorbereitung der Baumaß-
nahme zum einen bei eingehenderen Prüfungen der Sanierungsbedarf des Lei-
tungsnetzes festgestellt worden. Diese Sanierung sei nicht zwingend in diesem Jahr 
erforderlich, jedoch zur Nutzung von Synergieeffekten in die anstehende Baumaß-
nahme aufgenommen worden. Zum anderen sei aufgrund der aktuellen pandemi-
schen Situation zwischenzeitlich der Einbau einer Lüftungsanlage zu den ursprüng-
lich geplanten Arbeiten hinzugekommen. 
 
Auf RH Frahmanns Einlassung, die Sanierungsbedürftigkeit des Leitungsnetzes hät-
te bereits im Rahmen der Vorplanung auffallen müssen, um der Politik vollumfängli-
che Informationen zur Entscheidungsfindung unterbreiten zu können, stellt 1. GR 
Torkel sehr deutlich klar, wolle die Politik aufgrund des im Rahmen der weitergehen-
den Prüfungen zwischen der Vorplanung und dem Beginn der Baumaßnahme ge-
stiegenen Investitionsvolumens nun von einer Sanierung der Grundschule absehen, 
solle ein entsprechender Antrag gestellt und darüber abschließend entschieden wer-
den. Eine immer wieder auflodernde Infragestellung der bereits beschlossenen Sa-
nierung aufgrund nicht ungewöhnlicher erweiterter Kenntnisse und Bedürfnisse im 
Zuge der Bauvorbereitungen sei nicht zielführend. Dies gelte insbesondere, wenn 
Sanierungserfordernisse während der Detailplanungsphase, aber wie hier noch vor 
dem Baubeginn offengelegt würden. Bedenken solle die Politik dabei auch, in das 
Gebäude sei in jüngerer Zeit bereits viel Geld investiert worden, das bei einem Abriss 
und Neubau verloren sei. Würde bereits im Rahmen von Vorplanungen jedes einzel-
ne Detail mit hohem finanziellem Aufwand geprüft und sodann von dem Vorhaben 
abgesehen, gehe dort Geld verloren, was ebenfalls nicht gewollt sein könne. Ihn irri-
tiere, dass die Verwaltung und der Fachplaner aus der Politik nun wegen einigen 100 
T€ Mehrkosten wiederholt starker Kritik ausgesetzt werde. Das Ziel der Politik, für 
alle das Beste zu erreichen, sei auch das Ziel der Verwaltung. Ob im Verlaufe von 
Planungen u. a. nicht offenkundige Probleme auftauchten und ggf. zu Verteuerungen 
führten, könne von niemandem vorhergesagt werden. Er weist noch einmal explizit 
darauf hin, eine bloße Inaugenscheinnahme des Kellers hätte im Falle der Grund-
schule Friedrichsfehn die Sanierungsbedürftigkeit des Leitungsnetzes noch nicht of-
fenbart. Erst durch die mit hohen Kosten verbundene Videountersuchung sei dies 
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möglich gewesen und diese Untersuchung sei ausdrücklich und sinnvollerweise vor 
Beginn der Baumaßnahme durchgeführt und die Ergebnisse kommuniziert worden.   
 
- Bericht zur Kenntnis genommen - 
 
TOP 7: 
DigitalPaktSchule; hier: Anträge der Edewechter Schulen 
Vorlage: 2021/FB II/3543 
 
FBL Sander erläutert die Vorlage unter Verweis auf die heute nachgereichte Anlage 
zur Beschlussvorlage und den neu gefassten Beschlussvorschlag und weist insbe-
sondere darauf hin, neben den lt. Medienbildungskonzepten benötigten Komponen-
ten müsse ein Teil der Fördersumme für notwendige Nebenarbeiten bzw. -
beschaffungen wie bspw. weitere Steckdosen, Accesspoints, Software etc. zurück-
gehalten werden. Im Februar 2021 wurde beschlossen, das Budget von 20.000 € für 
darstellende Medien an den Schulen zunächst zugunsten einer umfänglichen Be-
schaffung über den Digitalpakt zurückzustellen. Die dazu gestellten Anträge mit ei-
nem Kostenvolumen von rd. 14.000 € müssten somit den Anträgen im Zusammen-
hang mit den Medienbildungskonzepten noch hinzugefügt werden. 
 
Die nach neuester Berechnung noch nicht verbrauchten rd. 280.000 € Fördermittel 
reichten für die weiteren geplanten Anschaffungen voraussichtlich nicht mehr aus, 
zumal darüber hinaus u. a. die noch nicht bezifferbaren Kosten für Elektroarbeiten, 
Software, weitere notwendige Accesspoints etc. noch gar nicht eingeplant seien. Aus 
diesem Grunde sei der mit der Einladung zugestellte Beschlussvorschlag noch ein-
mal angepasst worden. Hierdurch könne zunächst die grundsätzlich notwendige 
Ausstattung angeschafft und in der Folge festgestellt werden, wie diese zweckmäßig 
komplettiert werden solle und damit die angeschaffte Technik optimal genutzt werden 
könne. Seinem Dank an die Schulen für die erarbeiteten Medienbildungskonzepte 
und die damit einhergehenden Anträge schließt sich der Ausschuss ausdrücklich an. 
 
In der anschließenden Aussprache stimmt zunächst RF Taeger namens ihrer SPD-
Fraktion dem Vorschlag der Verwaltung, in einem großen Wurf die notwendige 
Grundausstattung zu beschaffen und dann nach Praxiserfahrungen sinnvolle Ergän-
zungen mit den verbliebenen Mitteln anzugehen, zu, sofern dieser im Einvernehmen 
mit den Schulleitungen erarbeitet worden sei. In diesem Zusammenhang bittet sie 
um Auskunft, wie die Zuständigkeit für die Administration der durch den Digitalpakt 
beschafften Komponenten geregelt ist.  
 
FBL Sander führt aus, hinsichtlich der Administration weise das Land den Schulen 
die Administration für einfachste Sachverhalte zu. Für darüber hinausgehende Prob-
lematiken liege die Verantwortung bei den Schulträgern. Es gebe mehrere Möglich-
keiten, diese Aufgabe wahrzunehmen. Neben einer Cloud-Lösung bspw. über die 
KDO könne spezielles Personal eingestellt oder, wie es verwaltungsseits präferiert 
werde, die Administration an einen externen Dienstleister vergeben werden, wie dies 
bereits von der Edewechter Oberschule praktiziert werde. Hier zeige sich, dass der 
Digitalpakt lediglich die Ausstattung der Schulen initiiere, im Nachgang jedoch erheb-
liche Folgekosten, z. B. auch für Internetanbindungen, für die Schulträger generiere. 
Die Erfahrung zeige, dass sich der Edewechter Rat solchen Herausforderungen stets 
zugunsten der Schulen und Kinder stelle, weshalb er auch für die Zukunft davon 
ausgehe, dass diese gemeistert würden. In Kürze, so FBL Sander weiter, würden 
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Richtlinien zu Lehrerendgeräten und zur Administration erwartet. Nach derzeitigem 
Kenntnisstand könne die Gemeinde Edewecht hieraus etwa 90.000 bis 95.000 € 
Fördergelder erwarten. Ob diese Summe letztlich auskömmlich sei, bleibe abzuwar-
ten. 
 
RH Krallmann zeigt sich enttäuscht, dass nicht alle erforderlichen Geräte auf einmal 
beschafft würden, weil für die Steuerung auf die noch zu beschaffenden Lehrerend-
geräte gewartet werden solle. Er sei im Übrigen davon ausgegangen, dass die erfor-
derlichen WLAN-Verbindungen mittlerweile geschaffen worden und die neuen Geräte 
damit einsatzbereit seien.  
 
FBL Sander teilt mit, die zu beschaffenden Geräte seien WLAN-fähig und eine Ver-
bindung mit eigenen Endgeräten des Lehrkörpers möglich. SGL Schöbel ergänzt, im 
Rahmen des Unterrichts werde von der Schülerschaft an eigenen Endgeräten re-
cherchiert. Die Präsentation dieser Recherchen bedinge eine gesteuerte Aufschal-
tung dieser Endgeräte auf die Smartboards. Hierfür seien externe Steuergeräte nötig. 
Ohne diese Steuergeräte sei viel möglich an den Boards, eine optimale Nutzung ge-
linge jedoch nur mit umfassender Ausstattung. Auf RH Krallmanns weitere Verständ-
nisfrage, ob die Boards nicht auf die Server zugreifen könnten, erläutert SGL Schö-
bel, die Geräte seien vollumfänglich nutzbar, jedoch müsse im Rahmen des „Bring 
your own divices“ von den Lehrkräften gesteuert werden können, welche Endgeräte 
der Schülerschaft aktuell Zugriff auf die Boards bekämen. Bzgl. der nicht vollumfäng-
lichen Beschaffung zum jetzigen Zeitpunkt führt er anhand des Beispiels der Astrid 
Lindgren-Schule aus, es gebe dort 17 hochwertige Laptops die derzeit nicht im 
Homeshooling benötigt würden und ggf. für solche Zwecke genutzt werden könnten. 
Dies müsse geprüft werden, bevor weitere Geräte angeschafft würden. Das Ziel sei 
in jedem Fall eine vollumfängliche Ausstattung aller Schulen nach den jeweiligen Be-
dürfnissen. Die Praxis müsse nach Anschaffung der Grundausstattung sodann zei-
gen, was noch benötigt werde und hierfür gelte es, Mittel zurückzuhalten. 
 
RF Garlichs-Kappmeier drückt ihren Unmut über die sehr kurzfristige Zusendung völ-
lig neuer Zahlen aus. Aus ihrer CDU-Fraktion hätten sich gestern einige Mitglieder 
gemeinsam intensiv mit dem ursprünglichen Zahlenmaterial befasst, was sich heute 
als überflüssig erwiesen habe. Der Politik müsse zum Zwecke der Entscheidungsfin-
dung ausreichend Zeit gegeben werden, sich mit den Entscheidungsgrundlagen zu 
befassen. Angesichts möglicher weiterer Einschränkungen des regulären Schulbe-
triebes im Herbst im Rahmen des pandemischen Geschehens stelle sich die Frage, 
ob die technische Ausstattung trotz der heute vorgestellten Streichungen sodann 
eine bessere digitale Beschulung als bisher zulasse. Bzgl. der möglichen Umvertei-
lungen der Förderkontingente einzelner Schulen bittet sie um Auskunft, ob dies mit 
den Schulleitungen abgesprochen ist. 
 
FBL Sander hofft angesichts des derzeit niedrigen bundesweiten  und auch land-
kreisspezifischen Inzidenzwertes, dieser möge sich über die Sommerferien hinaus 
stabilisieren. Eine andere Entwicklung sei aber nicht ausgeschlossen. Auch das Nds. 
Kultusministerium gehe derzeit für die Zeit nach den Sommerferien von einem regu-
lären Präsenzunterricht aus. Im Übrigen habe die Ausstattung der Schulen mit 
Smartboards keine Auswirkungen auf das Homeshooling. Zielführender sei für sol-
che Fälle sicherlich eine vollumfängliche Ausstattung der Lehrer- und Schülerschaft 
mit Endgeräten, wie es bspw. gerade durch das Saarland geplant werde. Abge-
stimmt sei die ursprüngliche Beschlussempfehlung nicht mit den Schulleitungen. Der 



- 7 - 

letzte Antrag sei Anfang Juni 2021 eingegangen und in der Folge sei keine Zeit mehr 
für solche Abstimmungen gewesen. In der vergangenen Woche sei die Beschluss-
empfehlung im Rahmen der KES-Runde vorgestellt, auf die defizitäre Entwicklung 
hingewiesen und in der Folge noch einmal überarbeitet worden. Er stellt klar, die 
überarbeitete Beschlussempfehlung bedeute nicht, die gestrichenen Geräte nicht 
anschaffen zu wollen, sondern diese Entscheidung erst nach Praxiserfahrung zu tref-
fen. Die Edewechter Oberschule sei bspw. bereits sehr gut ausgestattet, weshalb 
sich deren Ausstattungswünsche von denen anderer Schulen unterscheide und auf 
Erfahrungswerten beruhe. Diese Möglichkeit solle durch die Zurückhaltung eines be-
stimmten Anteils der Fördermittel auch den anderen Schulen eröffnet werden. Letzt-
lich sei eine Abstimmung mit den Schulleitungen selbstverständlich immer zwingend 
erforderlich. Insbesondere die Edewechter Oberschule müsse eng beteiligt werden, 
weil mutmaßlich deren Budget am meisten durch mögliche Umverteilungen betroffen 
sein werde. Abschließend würden dem Schulausschuss die Ergebnisse dieser Ab-
stimmungen zur Beratung und Entscheidung vorgelegt. SGL Schöbel ergänzt, der 
Digitalpakt sei bereits vor der Entstehung der Corona-Pandemie in Kraft getreten und 
daher nicht auf die daraus entstandenen besonderen Bedürfnisse ausgerichtet. 
 
RH Reil befürwortet die Beschlussempfehlung und kann die verwaltungsseits vorge-
tragenen Gründe nachvollziehen. Es müsse damit gerechnet werden, dass in einigen 
Jahren sowohl Hard- als auch Software abgängig seien und erneuert werden müss-
ten und dafür voraussichtlich eigene finanzielle Mittel einzusetzen seien. Er bittet da-
her die Verwaltung, jährlich über die Entwicklung, die Nutzung im Unterricht und den 
technischen Stand der digitalen Ausstattung zu berichten. Freuen würde er sich auch 
über eine Präsentation einer Schule über den Einsatz dieser Ausstattung im Unter-
richt. 
 
Dieser Vorschlag findet RH Frahmanns Unterstützung, der zudem in näherer Zukunft 
eine Auskunft zu den künftig erwarteten Kosten für den Austausch der notwendigen 
Endgeräte wünscht.  
 
Auf Verständnisfragen aus dem Ausschuss wird verwaltungsseits noch einmal klar-
gestellt, im Haushalt 2021 seien aufgrund des Beschlussvorschlages aus dem 
Schulausschuss am 23.02.2021 350.000 € für Ausgaben aus dem Digitalpakt und 
damit einhergehend 350.000 € für Einnahmen aus Fördergeldern eingeplant. Werde 
in 2021 eine höhere Summe für Anschaffungen im Rahmen des Digitalpaktes im 
Rahmen einer überplanmäßigen Ausgabe ausgegeben, steige die die Einnahme aus 
Fördergeldern entsprechend. Insgesamt seien die Ausgaben für Anschaffungen im 
Rahmen des Digitalpakts zu 100 % förderfähig und stellten für die Gemeine über den 
gesamten Förderzeitraum demnach ein Nullsummenspiel dar. 
 
Elternvertreter von Thülen bittet um Auskunft, ob die von den Schulen gewünschten 
Geräte wegen der Engpässe aufgrund der Pandemie verbunden mit der erhöhten 
Nachfrage durch viele Bestellende im Rahmen des Digitalpakts derzeit überhaupt zu 
beziehen seien und wenn ja, mit welchen Fristen. FBL Sander merkt an, sicherlich 
seien erhöhte Bedarfe da, die Mittel des Digitalpakts seien derzeit jedoch nur zu rd. 
20 % abgerufen, weshalb daraus noch keine massiven Probleme zu erwarten seien. 
Zu bedenken sei aber, dass die Ausschreibung voraussichtlich europaweit durchzu-
führen und allein aus diesem Grunde mit längeren Wartezeiten bis zu den Lieferun-
gen zu rechnen sei. Wie sich die Lieferfristen grds. darstellten, werde das Ausschrei-
bungsergebnis zeigen. 
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Lehrerschaftsvertreterin Konen-Witzel bezweifelt einen Austausch zwischen den ver-
schiedenen Schulen über die Beschlussempfehlung. Die vorgelegten Zahlen zeigten, 
auch an der Edewechter Oberschule gebe es bspw. noch Beschaffungsbedarf. Die 
Fördermittel stünden bis 2024 zur Verfügung und sollten daher nicht vorher an ande-
re Schulen verteilt werden. Hierzu führt SGL Schöbel aus, es gelte, alle Schulen gut 
mit den wesentlichen Gerätschaften, WLAN und Internetzugang für alle Klassen aus-
zustatten. Sicherlich müsse gerade mit der Edewechter Oberschule intensiv gespro-
chen werden. Die Schule habe sich früher als die anderen Schulen auf den digitalen 
Weg begeben, dürfe aber nun nicht über Gebühr besser ausgestattet werden als die 
anderen. Hier gelte es, eine gute Balance zu finden. FBL Sander ergänzt, werde die 
Beschaffung wie in der neuen Beschlussempfehlung vorgesehen durchgeführt, ver-
bliebe der Edewechter Oberschule noch ein Betrag von rd. 166.000 € über den erst 
ab 2022 unter Berücksichtigung der dann bekannten Entwicklungen weiter beraten 
und entschieden werde.   
 
RH Krallmann spricht sich namens seiner FDP-Fraktion grds. für die Beschlussemp-
fehlung aus, bittet jedoch, zunächst den anwesenden Schulleiter*innen die Möglich-
keit zur Stellungnahme zu geben. 
 
Diesem Vorschlag wird einstimmig entsprochen. 
 
Der Schulleiter der Grundschule Edewecht, Herr Pagels, zeigt sich nicht glücklich 
über die empfohlenen Verschiebungen, kann die Argumentation der Verwaltung je-
doch durchaus nachvollziehen. Eine kurzfristige Ausstattung mit Smartboards, die in 
der Folge wegen fehlender weiterer Komponenten nicht oder nur eingeschränkt 
nutzbar seien, sei nicht zielführend. Seine Schule schätze sich glücklich, bereits jetzt 
eine Vollabdeckung mit Accesspoints zu haben und die bisher vorhandenen 38 I-
Pads nutzen zu können. Diese Zahl werde sicherlich in absehbarer Zeit auch noch 
steigen.  
 
Der Schulleiter der Edewechter Oberschule, Herr Röben, schließt sich Schulleiter 
Pagels an und gibt zu bedenken, in dem vorgestellten Zahlenwerk fehle die Soft-
warekomponente. Allein die Administration für I-Pads, digitale Tafeln, Taschenrech-
ner-Apps etc. koste seine Schule einmalig 50.000 € plus Lifetime-Lizenzen. Diese 
Kosten müssten zwingend in die Berechnungen aufgenommen werden, um eine 
sinnvolle Nutzung der Geräte gewährleisten zu können. Für seine Schule habe er mit 
SGL Schöbel bereits besprochen, dass eine Verschiebung der für WLAN-
Ausstattung vorgesehenen 40.000 € an eine andere Schule durchaus infrage kom-
men könne. Auch darüber hinaus werde seine Schule nicht auf Ausschöpfung des 
vollen Budgets dringen, wenn dies sachlich gerechtfertigt und eine sinnvolle Nutzung 
des vorhandenen Equipments gewährleistet sei. 
 
Auf RH Reils Nachfrage stellt Herr Röben klar, grundsätzlich seien die Smartboards 
auch ohne gesonderte Software in einem gewissen Umfang nutzbar. Sie könnten 
beschrieben und es könne darauf gestreamt werden. Für eine Nutzung mit I-Pads 
seien dagegen bereits Lifetime-Lizenzen notwendig, ebenso für vernünftige Taschen-
rechner-Apps und Adobe-Lizenzen, um nicht mit einer Vielzahl unterschiedlicher 
Systeme der verschiedenen Endgeräte arbeiten zu müssen. Wesentlich sei dabei 
auch, dass die Lizenzen von der Schule getragen werden, um die Eltern zu entlas-
ten.  
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RH Krallmann zieht hieraus die Erkenntnis, die Medienbildungskonzepte müssten 
noch einmal hinsichtlich der Softwarekomponenten überprüft und auf Einheitlichkeit 
überarbeitet werden, um möglichst einheitliche Standards für alle Schulen zu ge-
währleisten. 
 
SGL Schöbel weist darauf hin, im vorgelegten Zahlenwerk sei im unteren Bereich 
auch eine Position „Software“ vermerkt. Die Verwaltung habe dort noch keinen Be-
trag einsetzen können, weil die unterschiedlichen Schulformen durchaus unter-
schiedliche Bedarfe auch hinsichtlich der Softwarelösungen hätten. Hier könne si-
cherlich nicht auf Einheitlichkeit gedrungen werden. Genau aus diesem Grunde sei ja 
das Zurückhalten eines bestimmten Förderanteils vorgeschlagen worden, um den 
Schulen Gelegenheit zu geben, in der Praxis festzustellen, welche Komponenten für 
einen sinnvollen und zielgerichteten Unterricht in der Folge noch benötigt werden. 
 
RF Taeger unterstützt diese Ausführungen und ist der Auffassung, letztlich reichten 
das Fördervolumen aus dem Digitalpakt und in der Folge auch bei wohlwollender 
Betrachtung des Rates die eigenen finanziellen Mittel der Gemeinde sicherlich nicht 
aus, alle Wünsche der Schulen zu erfüllen. Unter Gerechtigkeit verstehe sie im Übri-
gen nicht die Verteilung gleicher Geldbeträge, sondern die Zuerkennung der Mittel, 
die aus sachlichen Gründen benötigt würden. Insofern hoffe sie auf ein gutes Mitei-
nander der Schulen. 
 
Die Schulleiterin der Grundschule Jeddeloh, Frau Willenbrink, teilt mit, an ihrer Schu-
le sei bisher lediglich ein Klassenraum mit einem interaktiven Board ausgestattet. 
Dieses werde durch ein Laptop angesteuert und von mehreren Lehrkräften täglich im 
Unterricht genutzt. Das Board sei vor über zwei Jahren einschließlich Softwareele-
menten geliefert worden, die auch genutzt würden. Bisher seien dafür keine Folge-
kosten entstanden. Alle Lehrkräfte ihrer Schule seien daran interessiert, mit dieser 
Technik zu arbeiten. Die Anforderungen einer Grundschule seien sicherlich anders 
als in weiterführenden Schulen, dennoch sei sie in der letzten KES-Sitzung negativ 
überrascht gewesen von der Beschlussempfehlung, weil selbst bei Genehmigung 
aller beantragten sieben Boards noch rd. 14.000 € für ihre Schule zur Verfügung 
stünden, die jedoch für Folgekosten zunächst zurückgestellt werden sollten. Von 
dem Geld könnten für ihre Schule leicht sieben Laptops angeschafft werden, um die 
Boards sodann anzusteuern. Alternativ könnten Lehrkräfte ihre Daten auch mittels 
eines Sticks auf das Board bringen. Insofern sei nicht für alles zwingend ein Laptop 
im Klassenraum notwendig. Letztlich habe sie sich der Mehrheit im Sinne einer Kon-
senserzielung gebeugt. 
 
Frau Schwarz, Leiterin der Grundschule Osterscheps, bewertet die Beschlussemp-
fehlung und den Ansatz, Lehrkräfte zunächst Erfahrungen sammeln zu lassen, 
durchaus positiv.  Sie betont, gerade die kleinen Schulen seien mit den Medienbil-
dungskonzepten bei Null angefangen, weshalb diese natürlich im Verlaufe der Zeit 
an Erfahrungen und Entwicklungen und im Sinne einer zielgerichteten Mittelverwer-
tung angepasst werden müssten. Für sie erscheine es sinnvoll, zunächst auf einige 
Dinge zu verzichten, um im Verlaufe der Zeit sodann vernünftige Ergänzungen der 
digitalen Ausstattung vornehmen zu können.  Wichtig wäre ihr dabei jedoch, dass 
denjenigen Schulen, die sich nun aus vorgenannten Gründen zu einer zunächst mä-
ßigen Ausstattung bereit erklärten, im weiteren Verlauf daraus keine Nachteile zu-
gunsten anderer Schulen entstünden.  
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SGL Schöbel kann alle Bedenken und Ansichten der Schulleitungen nachvollziehen, 
macht abschließend jedoch noch einmal deutlich, die Astrid Lindgren-Schule werde 
durch die in den Förderrichtlinien zugrunde gelegte Kopfpauschale aufgrund der dort 
wesentlich kleineren Klassenteiler sehr benachteiligt. Bestehe also jede Schule auf 
dem ihr theoretisch zustehenden Kontingent, wirke sich dies für die Astrid Lindgren-
Schule und deren Schülerschaft äußerst nachteilig aus. Mit diesem Wissen sei er 
hoffnungsfroh, dass im Verlaufe der weiteren Gespräche eine vernünftige Einigung 
erzielt werden könne. 
 
AV Hohnholzt ist der Ansicht, sowohl Rat als auch Verwaltung gönnten jeder Schule 
eine vollumfängliche Ausstattung, leider seien die Mittel jedoch begrenzt, weshalb 
die Schullandschaft insgesamt betrachtet werden müsse. Letztlich begrüßt er die of-
fensichtlich vorhandene Bereitschaft, zunächst die vorgeschlagenen Zurückstellun-
gen mitzutragen und stellt den am heutigen Tage zugestellten aktualisierten Be-
schlussvorschlag zur Abstimmung. 
 
Sodann unterbreitet der Ausschuss dem VA folgenden 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Im Rahmen des DigitalPaktSchule wird für die Edewechter Oberschule die 
Anschaffung von 4 AirPlay-fähigen Bildschirmen (75 Zoll), eines interaktiven 
Displays (86 Zoll) sowie eines Laserbeamers mit einem geschätzten Auftrags-
volumen von 18.750,- € ausgeschrieben. 
 

2. Im Rahmen des DigitalPaktSchule wird für die Grund- und Oberschule Fried-
richsfehn die Anschaffung von 14 interaktiven Displays (86 Zoll) inklusive er-
forderlichem Zubehör, Lieferung, Montage und Einweisung mit einem ge-
schätzten Auftragsvolumen von 79.100,- € ausgeschrieben. 
 

3. Im Rahmen des DigitalPaktSchule wird für die Grundschule Edewecht die An-
schaffung von 12 interaktiven Displays (86 Zoll) inklusive erforderlichem Zu-
behör, Lieferung, Montage und Einweisung mit einem geschätzten Auftragsvo-
lumen von 67.800,- € ausgeschrieben. 
 

4. Im Rahmen des DigitalPaktSchule wird für die Grundschule Jeddeloh die An-
schaffung von 5 interaktiven Displays (86 Zoll) inklusive erforderlichem Zube-
hör, Lieferung, Montage und Einweisung mit einem geschätzten Auftragsvo-
lumen von 28.250,- € ausgeschrieben. 

 
5. Im Rahmen des DigitalPaktSchule wird für die Grundschule Osterscheps die 

Anschaffung von 6 interaktiven Displays (86 Zoll) inklusive erforderlichem Zu-
behör, Lieferung, Montage und Einweisung mit einem geschätzten Auftragsvo-
lumen von 33.900,- € ausgeschrieben. 

 
6. Im Rahmen des DigitalPaktSchule wird für die Astrid-Lindgren-Schule die An-

schaffung von 20 interaktiven Displays (86 Zoll) inklusive erforderlichem Zu-
behör, Lieferung, Montage und Einweisung mit einem geschätzten Auftragsvo-
lumen von 113.000,- € ausgeschrieben. 

 
- einstimmig - 
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TOP 8: 
Anfragen und Hinweise 
 
TOP 8.1: 
Budget "Darstellende Medien an Schulen" 
 
Lehrerschaftsvertreterin Konen-Witzel weist darauf hin, das gemeindeeigene Budget 
in Höhe von 20.000 € für darstellende Medien an Schulen würde von den Schulen 
gerne in Anspruch genommen werden. 
 
TOP 8.2: 
Förderprogramm für den Einbau fester Luftfilter 
 
Unter Bezug auf die Berichterstattung der NWZ am 18.06.2021 zu einem Förderpro-
gramm zum Einbau fester Luftfilteranlagen in Schulen bittet RF Garlichs-Kappmeier 
um Auskunft, ob Edewechter Schulen von diesem Programm profitieren könnten.  
 
TOP 8.3: 
Querungshilfe Bushaltestelle Wildenloh 
 
RF Garlichs-Kappmeier gibt bekannt, sie habe bei der Stadt Oldenburg einen Antrag 
auf Einrichtung einer Querungshilfe bei der von Schul- und Kindergartenkindern stark 
genutzten Bushaltestelle in Wildenloh gestellt. Die Stadt Oldenburg habe mitgeteilt, 
dort nach den Sommerferien probeweise eine Ampelanlage aufzustellen. Sie 
wünscht sich von der Verwaltung und von den Edewechter Schulen Unterstützung 
des Antrages, um einen gewissen Handlungsdruck bei der Stadt Oldenburg aufzu-
bauen. 
 
1. GR Torkel weist darauf hin, verwaltungsseits werde die Angelegenheit bereits be-
gleitet und sei derselbe Sachstand bekannt. Werde die provisorische Signalanlage 
zur Ermittlung des Bedarfs einer Querungshilfe entgegen den Mitteilungen der Stadt 
Oldenburg nicht nach den Sommerferien installiert, werde die Verwaltung intervenie-
ren. 
 
TOP 8.4: 
Bekanntgabe der neuen Beschlussempfehlung zu TOP 7 
 
RH Krallmann bittet um Klarstellung, ob der den Ratsmitgliedern erst heute zuge-
gangene neue Beschlussvorschlag zu TOP 7 der heutigen Tagesordnung bereits in 
der letzten Woche in der KES-Runde besprochen wurde. 
 
FBL Sander teilt mit, in der KES-Runde sei der Original-Beschlussvorschlag, der mit 
der Einladung versandt worden sei, besprochen worden. Im dem Rahmen sei verwal-
tungsseits auf die in der heutigen Sitzung dargestellten Probleme und die daraus 
erwachsende Notwendigkeit von Anpassungen hingewiesen worden. Die heute be-
schlossene Beschlussempfehlung mit konkreten Zahlen sei den Schulleitungen 
ebenso wie dem Rat erst heute zugegangen. 
 
RH Krallmann merkt an, die in der KES-Runde kommunizierten Vorinformation hät-
ten den Ratsmitgliedern ebenfalls bereits letzte Woche zur besseren Vorbereitung 
auf diese Sitzung zugestellt werden können.  
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FBL Sander weist darauf hin, für die erste Beschlussempfehlung seien bereits um-
fangreiche Überlegungen angestellt und Alternativlösungen bedacht worden. Zum 
Zeitpunkt der Einladung sei die Verwaltung davon ausgegangen, einen guten Be-
schlussvorschlag erarbeitet zu haben. In der Folge, u. a. als Erkenntnis aus der KES-
Runde, seien sodann weitere Aspekte zu bedenken gewesen, die leider erst am heu-
tigen Tag zu einer abschließenden Beschlussempfehlung geführt hätten. 1. GR Tor-
kel ergänzt, grundsätzlich bemühe sich die Verwaltung, den Ratsmitgliedern notwen-
dige ergänzende Informationen für Sitzungen spätestens am Freitag vor den Sitzun-
gen zur Verfügung zu stellen.  
 
TOP 8.5: 
Verkehrsgutachten 
 
RH Kuhlmann bittet um Auskunft, wann den Ratsmitgliedern das offensichtlich eini-
gen Planern und Investoren bereits bekannte Verkehrsgutachten vorgestellt werde. 
 
1. GR Torkel stellt den Zugang des Verkehrsgutachtens für spätestens übermorgen 
im Zusammenhang mit einer Einladung zu einer Sitzung des Arbeitskreises Ver-
kehrskonzept in Aussicht. Im Arbeitskreis werde Herr Zacharias das Konzept sodann 
persönlich vorstellen. Investoren und Planer hätten ausdrücklich keine weitergehen-
den Informationen als der Rat, würden jedoch aufgrund bestimmter Frage- und Auf-
gabenstellungen über bestimmte, den Gremien bereits bekannte Aspekte aus dem 
Verkehrskonzept informiert. 
 
TOP 9: 
Einwohnerschaftsfragestunde 
 
TOP 9.1: 
Budget "Darstellende Medien an Schulen" 
 
Ein Einwohner weist darauf hin, aus dem Digitalpakt könnten bspw. dringend benö-
tigte Endgeräte derzeit nicht beschafft werden und bittet um Auskunft, wie realistisch 
ein Wiederaufleben des Budgets „Darstellende Medien an Schulen“ ist. 
 
1. GR Torkel teilt mit, dieses Budget stelle eine freiwillige Leistung der Gemeinde 
Edewecht als Schulträger dar. Über die Einplanung solcher Mittel in einen Haushalt 
entscheide der Rat jeweils im Rahmen der Haushaltsberatungen. 
 
TOP 9.2: 
Temperaturen in Klassenräumen 
 
Ein Einwohner bittet um Auskunft, ob der Gemeinde bewusst sei, dass nicht nur in 
Containern, sondern auch in Klassenräumen oftmals Temperaturen von über 30 °C 
erreicht würden und welche Gegenmaßnahmen der Schulträger zu ergreifen geden-
ke. 
 
1. GR Torkel führt aus, bei der Grundschule Edewecht würde in diesem Jahr für rd. 
400.000 € eine Dachsanierung einschl. Sonnenschutz durchgeführt.  
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TOP 9.3: 
Beschaffungen "Zentraler Warenkorb" 
 
Ein Einwohner bittet um Auskunft, ob die Verwaltung plane, die Beschaffungen im 
Rahmen des Digitalpakts mit Hilfe eines zentralen Warenkorbs zur Erlangung mög-
lichst günstiger Preise durchzuführen. 
 
SGL Schöbel führt aus, jüngst sei eine Sammelausschreibung zur Sofortausstattung 
der Schüler*innen mit Endgeräten für nahezu alle Schulen durchgeführt worden, weil 
glücklicherweise nahezu alle Schulen die gleichen Endgeräte beantragt hätten. Ziel 
sei dies auch für die Beschaffung der Smartboards, wenn es möglich sei. 
 
TOP 10: 
Schließung der Sitzung 
 
AV Hohnholz schließt die heutige Sitzung um 20.02 Uhr. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Axel Hohnholz  Rolf Torkel   Angelika Lange 
Ausschussvorsitzender Erster Gemeinderat  Protokollführerin 
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